
Referat P I München, 23.05.2019 
Plenum, Ältestenrat,  
Parlamentarische Grundsatzfragen 

 

Reihenfolge der Beratung der Plenar-Dringlichkeitsanträge 

am 23. Mai 2019 

(mit allen nachgezogenen Dringlichkeitsanträgen) 
 

 

Die Nummern 1 und 4 werden gemeinsam beraten 
 
*) Die Dringlichkeitsanträge mit den Rangziffern 6 bis 9 werden in die zuständigen federführenden 

Ausschüsse verwiesen 
 

Rang-
ziffer 

Fraktion Drs.-Nr. Betreff 
Feder-

führung 

1 GRU 18/2120 Biotopkartierung fortsetzen 

Abschließende 
Beratung im 

Plenum 

4 FDP 18/2123 
Volksbegehren – konkrete Änderung in Folge der Ein-
stufung landwirtschaftlicher Nutzflächen als gesetzlich 
geschützte Biotope 

hierzu SPD 18/2139 
Standhafte und sachliche Naturschutz-Politik statt „freier“ 
Willfährigkeit: Biotopkartierung fortführen – Unsicherheiten 
ausräumen – Volksbegehren Artenschutz ernst nehmen 

hierzu FW/CSU 18/2140 
Volksbegehren Artenvielfalt praxistauglich und zeitnah  
umsetzen 

2 FW 18/2121 
Potenziale und Hemmnisse für den weiteren Aus- und 
Zubau der Photovoltaik in Bayern bewerten 

hierzu AfD 18/2141 
Sichere und kostengünstige Energieversorgung für Bayern:  
Fertigstellung der Gasleitung Nord Stream 2 statt des weiteren 
Ausbaus der Photovoltaik 

hierzu GRU 18/2142 
Mehr Sonnenenergie für Bayern – Ausbau von Solarparks  
ankurbeln 

3 SPD 18/2122 
Das ist soziale Marktwirtschaft:  
Tarifflucht eindämmen, Tarifautonomie stärken, Sozi-
alpartnerschaft fördern. 

5 CSU 18/2124 
A1-Bescheinigungen für Geschäftsreisen – Bürokratie 
für Arbeitgeber abbauen 

Verweisung in den federführenden Ausschuss (§ 60 Abs. 2 GeschO) 

6 GRU 18/2125 
Unrecht anerkennen – weitere Menschenrechtsverlet-
zungen an intergeschlechtlichen und transgeschlechtli-
chen Menschen beenden 

VF 

7 FW 18/2126 Missbrauch von GBL (K.O.-Tropfen) verhindern GP 

8 SPD 18/2127 
Klimaschutz jetzt – Klares Bekenntnis zu einem natio-
nalen Klimaschutzgesetz und einer CO2-Bepreisung UV 

hierzu GRU 18/2143 Eine wirkungsvolle CO2-Bepreisung einführen 

9 CSU 18/2128 
Förderung des leistbaren Wohnens erleichtern –  
EU-Beihilferecht anpassen 

BU 


